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I. Perſonalien. 


Seine Majeſtät der König haben Aller⸗ 
gnädigſt geruht, 
dem Fabrikbeſitzer Julius Gebauer in 
Charlottenburg, dem Buchdruckerei⸗ 
beſitzer und Verlagsbuchhändler, König⸗ 


lichen Hof-, Buch⸗ und Steindrucker 


Max Paſch in Berlin, dem kauf⸗ 
männiſchen Direktor der „Bergwerks⸗ 
geſellſchaft Georg von Gieſche's Erben“ 
Hugo Römhild in Breslau, dem 


Kalkwerkbeſitzer Wilhelm Schäfer in 


Diez a. d. Lahn und dem Fabrikbeſitzer 
Dr. Weil in Görlitz den Charakter als 
Kommerzienrat ſowie 


dem Kaufmann Julius Solty in Biſchofs⸗ 


burg, Kreis Röſſel, den Charakter als 
Kommiſſtousrat 


zu verleihen. 


Die Gewerbereferendare Caeſar aus 
Görlitz, Rethfeld aus Minden, Eckey aus 
Berlin, Dr. Schürmann aus Bromberg, 
Gravemann aus Coblenz, Michels aus 
Iſerlohn, Artzt aus Saarbrücken und 
Brehme aus Ratibor ſind nach beſtandener 
Prüfung zu Gewerbeaſſeſſoren ernannt und 
den Gewerbeinſpektionen in Hirſchberg i. Schl., 


Poſen, Königsberg i. Pr. Frankfurt a. O., 
Kiel, Trier, Neuſalz a. O. und Bonn als 
Hilfsarbeiter überwieſen worden. 


Den Charakter als „Profeſſor“ haben 


erhalten die kommiſſariſchen Baugewerkſchul⸗ 
direktoren Dr. Kewe in Caſſel, Dr. Müller 
in Nienburg a. W. und Taubner in Hörter. 


Zu Oberlehrern ſind ernannt worden: 

die Hilfslehrer Diplomingenieur Dr.⸗Ing. 
Arthur Linker an der höheren Schiff⸗ 
und Maſchinenbauſchule in Kiel, In⸗ 
genieur Hans Volkmann an der 
höheren Maſchinenbauſchule in Aachen, 
Diplomingenieure Emil Lieberich und 
Karl Kleinn an den vereinigten Ma⸗ 
ſchinenbauſchulen in Elberfeld⸗Barmen. 

Verſetzt ſind: 

der Fachſchuloberlehrer Barthel von 
Siegen nach Eſſen an die Maſchinenbau⸗ 
ſchule daſelbſt, 

der Maſchinenbauſchullehrer Roggen- 
kämper von Hagen i. W. nach Duis⸗ 
burg, 

der Baugewerkſchuloberlehrer Profeſſor 
Peters in Aachen nach Magdeburg. 
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III. Handels-Angelegenheiten. 


- Sonftige Angelegenheiten. 
Betr. Quellenſchutzgeſetz. 
Ausführungsanweiſung zum Quellenſchutzgeſetz. 


Zur Ausführung des Quellenſchutzgeſetzes vom 14. Mai 1908 (Geſetzſamml. S. 105) 
wird folgendes beſtimmt: 


e Qu Es dle e 

1. Der Antrag auf Feſtſtellung der Gemeinnützigkeit einer Quelle iſt an die im § 2 
des Geſetzes bezeichneten Miniſter zu richten und bei dem Regierungspräſidenten, in deſſen 
Verwaltungsbezirk die Quelle gelegen iſt, einzureichen. 

2. Der Negierungspräftdent hat die zur Vorbereitung der Entſcheidung über die 
Gemeinnützigkeit erforderlichen Ermittelungen herbeizuführen und über deren Ergebnis den 
zuſtändigen Miniſtern zu Händen des Miniſters der Medizinalangelegenheiten Bericht zu 
erſtatten. 

3. Wird von dem Eigentümer einer Quelle, die nach Anſicht des Regierungs⸗ 
präſidenten als gemeinnützig anzuſehen iſt, der Antrag auf Feſtſtellung der Gemeinnützigkeit 
nicht geſtellt, ſo hat der Regierungspräſident in Erwägung zu ziehen, ob dieſe Feſtſtellung 
im öffentlichen Intereſſe liegt und daher von Amts wegen zu treffen iſt. Dies wird im 
allgemeinen nur dann zu geſchehen haben, wenn es darauf ankommt, die Rechtsgrundlage 
für ein amtliches Eingreifen auf Grund der $$ 28, 29 des Geſetzes zu gewinnen. Dem 
Quelleneigentümer iſt regelmäßig eine geraume Friſt — mindeſtens 1 Jahr vom Inkraft⸗ 
treten des Geſetzes ab — zur Überlegung darüber zu gewähren, ob die Feſtſtellung der 
Gemeinnützigkeit in ſeinem eigenen Intereſſe liegt. In jedem Falle iſt dem Quellen⸗ 
eigentümer Gelegenheit zu einer eingehenden Darlegung ſeines Standpunktes zu bieten. 

4. Ob und inwieweit der Regierungspräſident bereits in dieſem Abſchnitt des Ver⸗ 
fahrens mit dem zuſtändigen Oberbergamt in Verbindung zu treten hat, beſtimmt ſich nach 
den Umſtänden des einzelnen Falles. Jedenfalls hat der Regierungspräſident nach erfolgter 
Feſtſtellung der Gemeinnützigkeit einer Quelle oder nach Aufhebung einer ſolchen Anordnung 
das Oberbergamt hiervon unverzüglich in Kenntnis zu ſetzen. 


II. Zu §§ 3 bis 9. 

1. Der Antrag auf Feſtſtellung des Schutzbezirks iſt bei dem Regierungspräſidenten, 
in deſſen Verwaltungsbezirk die Quelle liegt, einzureichen. : 

2. Der dem Antrage beizufügende Lageplan muß von einem bereideten Landmeſſer 
oder konzeſſionierten Markſcheider unter Anwendung eines Maßſtabes von 1:25 000 an⸗ 
gefertigt ſein, wobei Meßtiſchblätter der Königlichen Landesaufnahme als Grundlage dienen 
können. Er muß die Lage der zu ſchützenden Quelle und die Grenzen des beantragten 
Schutzbezirkes genau erkennen laſſen. Reicht für dieſen Zweck der angegebene Maßſtab 
nicht aus, fo find die Beſchlußbehörden befugt, die Darſtellung des Schutzbezirkes oder 
einzelner Teile des Bezirks in einem größeren Maßſtabe ſowie die Auftragung von Lages- 
gegenſtänden und der kataſtermäßigen Grundſtücksgrenzen zu verlangen. Jedenfalls muß 
der Lageplan dem einzelnen Grundſtückseigentümer die Möglichkeit bieten, zu ertennen, ob 
ſein Grundſtück ganz oder teilweiſe innerhalb des Schutzbezirks gelegen iſt. i 

3. Die Leitung des Feſtſtellungsverfahrens liegt dem Regierungspräſidenten ob, doch 
hat dieſer Maßnahmen von erheblicher Bedeutung nur im Einverſtändnis mit dem Ober⸗ 
bergamt zu treffen. Berichte an die vorgeſetzten Miniſter find von beiden Behörden ge- 
meinſchaftlich zu erſtatten. l 
4 Greift ein Schutzbezirk über die Grenzen. der Verwaltungsbezirke der in erſter 
Linie zuſtändigen Beſchlußbehörden hinaus, ſo iſt eine gemeinſchaftliche Beſchlußfaſſung der 
beteiligten Oberbergämter und Regierungspräſidenten erforderlich. Ja 

5. Da die Frage der Geſtaltung des Schutzbezirks im weſentlichen von geologiſchen 
Geſichtspunkten aus zu beurteilen ſein wird, ſo iſt von den Beſchlußbehörden in allen 
Fällen dafür Sorge zu tragen, daß der geſtellte Antrag einer ſachkundigen geologiſchen 
Prüfung unterworfen wird. Selbſtverſtändlich ſteht es den Beteiligten frei, ihrerſeits 
geologiſche Gutachten zu beſchaffen und zu den Akten zu überreichen oder auch Sağ- 
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verftándige zu dem Erörterungstermin zu ftellen. Geſchieht letzteres, ſo iſt von den amt⸗ 
lichen Kommiſſaren den Sachverſtändigen Gelegenheit zu geben, ihre Anſichten eingehend 
darzulegen und zu begründen. 

6. Soweit die von den Beteiligten beigebrachten geologiſchen Gutachten nicht aus⸗ 
reichen oder nicht überzeugen, iſt von Amts wegen auf Ergänzung der geologiſchen Grund- 
lagen der Entſcheidung Bedacht zu nehmen. In manchen Fällen wird das beteiligte Ober⸗ 
bergamt in der Lage ſein, zu den in Betracht kommenden geologiſchen Fragen auf Grund 
der fachmänniſchen Kenntniſſe und Erfahrungen ſeiner Mitglieder eine abſchließende Stellung 
zu nehmen. Iſt dies aber nicht der Fall oder macht die ſchwerwiegende Bedeutung der 
Sache eine beſonders eingehende Prüfung der geologiſchen Verhältniſſe erforderlich, ſo iſt 
ein Gutachten der Königlichen Geologiſchen Landesanſtalt in Berlin einzuholen. 

7. In dem Feſtſtellungsbeſchluß follen, ſoweit tunlich, die Arbeiten beſtimmt werden, 
für welche es einer Genehmigung nicht bedarf ($ 4 Abſ. 2 des Geſetzes). Auf Anwendung 
dieſer Vorſchrift in möglichſt weitgehendem Umfange ift beſonderer Wert zu legen, weil auf 
dieſem Wege einerſeits die Beſchränkung des Verfügungsrechts über das Grundeigentum 
auf das erforderliche Maß zurückgeführt, andererſeits vermeidlichen Entſchädigungsforderungen 
der Grundeigentümer vorgebeugt werden kann. Selbſtverſtändlich wird es in erſter Linie 
Aufgabe der geologiſchen Gutachter ſein, auch den Kreis der ohne Genehmigung zuzulaſſenden 
Arbeiten zu beſtimmen. Jedenfalls aber iſt auch dem Quelleneigentümer Gelegenheit zu 
geben, ſich über den Umfang dieſes Kreiſes zu äußern und auf ſeine Wünſche, ſoweit irgend 
tunlich, Rückſicht zu nehmen. 

8. Wird für gewiſſe Arbeiten eine Anzeige vorgeſchrieben, ſo iſt in dem Beſchluſſe 
anzugeben, wo die Anzeige zu erſtatten iſt. Als zur Entgegennahme der Anzeige zuſtändige 
Behörde kann auch eine den Beſchlußbehörden nachgeordnete Behörde, z. B. die Ortspolizei⸗ 
behörde oder der Bergrevierbeamte bezeichnet werden. 

9. Im übrigen iſt es nicht ausgeſchloſſen, in Beziehung auf die Genehmigungs⸗ 
und n für verſchiedene Teile des Schutzbezirks verſchiedene Anordnungen 
zu treffen. 

10. Die gemäß $ 6 des Geſetzes nach vorläufiger Prüfung ohne weiteres Verfahren 
ſtatthafte Zurückweiſung des Antrags auf Feſtſtellung eines Schutzbezirks, weil der Lage. 
plan oder der darin bezeichnete Schutzbezirk unzureichend iſt, hat erſt zu erfolgen, nachdem 
ſich die Beſchlußbehörden mit dem Quelleneigentümer in Verbindung geſetzt und auf gwed- 
entſprechende Vervollſtändigung oder Abänderung des Antrags hingewirkt haben. 

11. Der Beſchluß über den Antrag auf Feſtſtellung eines Schutzbezirks iſt ſtets mit 
einer Begründung zu verſehen, welche die für die Entſcheidung maßgebenden Erwägungen, 
insbeſondere auch erkennen läßt, welche Beurteilung die etwa von den Beteiligten beige⸗ 
brachten Gutachten gefunden haben. 


III. Zu §§ 10 bis 14 und 18. 


Für das Verfahren auf Grund der $$ 10 bis 14 und 18 des Geſetzes gelten die 
Beſtimmungen unter II dieſer Ausführungsanweiſung mit den aus den Umſtänden ſich er⸗ 
gebenden Abweichungen. 


IV. Zu § 15. 

Unter „baren Auslagen des Verfahrens“ ſind nur ſolche Auslagen zu verſtehen, die 
durch das Verfahren ſelbſt unmittelbar notwendig geworden ſind, z. B. Portokoſten, Be⸗ 
kanntmachungskoſten und Schreibgebühren, ſowie die Gebühren der von Amts wegen zuge⸗ 
zogenen Sachverſtändigen, ſoweit es ſich nicht um Beamte handelt, die kraft ihres Amtes 
Gutachten abzugeben haben. Etwaige Reiſekoſten ſind nicht zu den baren Auslagen zu 
rechnen, ebenſowenig Anwaltskoſten der Parteien. 


V. Zu § 16. 

1. Die nach $$ 4, 8 bis 14 ergehenden Beſchlüſſe, durch welche das Grundeigentum 
beſchränkt oder von einer Beſchränkung befreit wird, ſind in den Amtsblättern der Re⸗ 
gierungen, in deren Verwaltungsbezirken der Schutzbezirk liegt, ſowie in den einzelnen 
beteiligten Gemeinden und Gutsbezirken in der für die Bekanntmachungen der Ortsvorſtände 
üblichen Form zu veröffentlichen. 
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2. Beſchlüſſe des Oberbergamts und des RegierungSprafidenten find, ſoweit gegen 
fie die Beſchwerde mit aufſchiebender Wirkung gegeben ijt ($ 12 Abſ. 5 Satz 2, $ 13 Abf. 2 
des Geſetzes), erſt nach dem Ablaufe der Beſchwerdefriſt und, wenn rechtzeitig Beſchwerde 
eingelegt iſt, erſt nach deren Erledigung zu veröffentlichen. 


vie Bu 817. 

1. Aus der Verſagung der Genehmigung zu einer nach § 3 oder $ 10 des Geſetzes 
genehmigungspflichtigen Arbeit entipringt eine Entſchädigungsverpflichtung des Duellen- 
eigentümers. Dieſem iſt daher Kenntnis von dem Genehmigungsgeſuch und Gelegenheit zu 
geben, dazu Stellung zu nehmen. Das Einverſtändnis des Quelleneigentümers mit der 
Vornahme der Arbeit befreit indeſſen die Beſchlußbehörden nicht von der eigenen Prüfung 
der Frage, ob dadurch die Ergiebigkeit oder die Zuſammenſetzung der QOuelle ſchädlich 
beeinflußt werden kann. Geben hierüber die bereits bei Feſtſtellung des Schutzbezirks 
erſtatteten geologischen Gutachten keinen beſtimmten Aufſchluß, jo muß eine erneute geo- 
logiſche Begutachtung ſtattfinden. 

2. Der Beſchluß, durch den die Genehmigung zu einer Arbeit endgültig verſagt oder 
unter einer erſchwerenden Bedingung erteilt wird, ift den im $ 20 Mb]. 2 Satz 2 bezeichneten 
Perſonen zuzuſtellen. Gegenſtand der Zuſtellung iſt, wenn die Entſcheidung der Beſchluß⸗ 
behörden durch Ablauf der Beſchwerdefriſt oder durch Zurücknahme der Beſchwerde un⸗ 
anfechtbar geworden iſt, eine mit der Beſcheinigung der Unanfechtbarkeit verſehene Aus⸗ 
fertigung dieſer Entſcheidung. Die Zuſtellung einer ſolchen Ausfertigung muß wegen der 
daran geknüpften Rechtsfolgen (vgl. § 20 Abi. 2 Satz 1, § 24 Abſ. 1 des Geſetzes) auch 
dann erfolgen, wenn die Entſcheidung bereits nach § 17 Abſ. 1 des Geſetzes zugeſtellt 
worden war. 


VII. Zu 88 4 Abſ. 3, 27. 


1. Ein gemeinſamer Schutzbezirk kann für benachbarte Quellen auch dann feſtgeſtellt 
werden, wenn dieſe Quellen verſchiedenen Eigentümern gehören. Der Begriff der Nachbar⸗ 
ſchaft wird auch durch eine verhältnismäßig weite Entfernung nicht ausgeſchloſſen, wenn 
die Quellen denſelben Einflüſſen unterworfen ſind. 

2. Im übrigen ſetzt die Feſtſtellung eines gemeinſamen Schutzbezirks zwar nicht 
voraus, daß von den beteiligten Quelleneigentümern ein gemeinſamer Schutzbezirk, aber 
doch, daß von jedem ein Schutzbezirk beantragt worden iſt. Unterläßt ein Quelleneigen⸗ 
tümer die Stellung eines ſolchen Antrags, ſo kann er auch nicht in einen gemeinſamen 
Schutzbezirk hineingezogen werden und kommt unter Umſtänden in die Lage, die Vorteile 
eines fremden Schutzbezirks genießen zu können, ohne an den entſprechenden Entſchädigungs⸗ 
verpflichtungen teilzunehmen. Ob in einem ſolchen Falle der Quelleneigentümer auf Grund 
des § 29 Abſ. 2 des Geſetzes zur Stellung eines Antrags anzuhalten fein wird, muß der 
Prüfung des einzelnen Falles überlaſſen bleiben. 


3. Die durch § 27 begründete Mithaft mehrerer Quelleneigentümer kann, wenn ſie 
lediglich im Wege der Privatverhandlungen oder im Zivilrechtswege verwirklicht werden 
ſoll, zu erheblichen Schwierigkeiten führen. Es wird daher im Falle einer ſolchen gemein⸗ 
ſamen Haftung mehrerer Quelleneigentümer eine vornehmliche Aufgabe des Beamten, der 
nach § 24 bf. 2 auf eine Einigung der Beteiligten hinzuwirken hat, fein, auch auf eine 
möglichſt einfache und zweckentſprechende Regelung des Verhältniſſes zwiſchen den Quelen- 
eigentümern untereinander hinzuwirken. Geeignetenfalls wird die Einziehung der anteiligen 
Zahlungen der Dielleneigentümer ſowie auch die Verteilung unter die entſchädigungs⸗ 
berechtigten Grundeigentümer von dem Landrat oder dem Gemeindevorſtande zu über— 
nehmen ſein. 


VIII. Zu $$ 28, 29. 

1. Die Regierungspräſidenten haben ein Verzeichnis der gemeinnützigen Quellen ihres 
Verwaltungsbezirks zu führen und darauf zu achten, daß an dieſen Quellen und an deren 
Faſſung keine unbefugten Veränderungen vorgenommen werden, und daß die Unterhaltung 
und Benutzung dieſer Quellen der Rückſicht auf die Erhaltung ihres Beſtandes und ihres 
Mineralgehalts ſowie dem Bedürfniſſe der öffentlichen Geſundheitspflege entſpricht. 

2. Anträge auf Erteilung einer Genehmigung nach Maßgabe des $ 28 Mbi. 1 des 
Geſetzes ſind bei dem Regierungspräſidenten einzureichen. 
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3. Wird durch Beſchluß des Oberbergamts und des Regierungspräſtdenten für gewiſſe 
Arbeiten auf Grund des § 28 Abſ. 2 eine Anzeige vorgeſchrieben, ſo iſt in dem Beſchluſſe 
anzugeben, wo die Anzeige zu erſtatten iſt. 

4. Die Leitung des Verfahrens auf Grund der $$ 28, 29 liegt dem Regierungs- 
präſidenten ob. 

Die Mitwirkung des Oberbergamts regelt ſich nach den Beſtimmungen unter Ziffer II, 3 
dieſer Ausführungsanweiſung. 


Berlin, den 7. November 1908. 


Der Miniſter Der Miniſter Der Miniſter Der Miniſter 
für des für Landwirtſchaft, der geiſtlichen, Unter⸗ 
Handel und Gewerbe. Innern. Domänen und Forſten. richts- und Medizinal- 


Angelegenheiten. 
In Vertretung. 
Wever. 

I 8642 M. f. $. — IIa 9502 M. d. Y. — IB Ib 7049. II 13496 M. f. L. — M. 9629 M. d. g. A. 


Delbrück. von Moltke. von Arnim. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Dampfkeſſelweſen. 
Betr. Gebühren für Unterſuchung von Dampfkeſſeln. 


Berlin W. 66, den 6. November 1908. 
Infolge der Einführung des beſonderen Vordrucks für die Einnahme- und Ausgabe 
anweiſungen über Dampfkeſſelunterſuchungen (vergl. Nr. 2 der mit unſerem Erlaſſe vom 
10. April d. Is. [OMBI ©. 179] mitgeteilten Druckſachen) kommt die auf dem Vordrucke 
K. P. 3 der Dampfkeſſelgebührenordnung vom 9. März 1900 vorgeſehene Kaſſenanweiſung 
und Quittung künftig in Fortfall. Vorhandene Formulare können unter Streichung des 
entbehrlichen Vordrucks weiter benutzt werden. 


Der Finanzminiſter. _ Der Minifter Der Minifter des Innern. 
Im Auftrage. für Handel und Gewerbe. In Vertretung. 
Foerſter. Im Auftrage. Holtz. 

Neumann 


18884 F. M. — III 8232 M. f. H. u. G. — IIb 5238 M. d. 3. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in N. 


Betr. Heizerkurſe. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 10. November 1908. 
Es wird beabſichtigt, im Anſchluß an die durch Erlaß vom 26. Mai d. J. (HM Bl. 
S. 225) veröffentlichten Kurſe im letzten Vierteljahr dieſes Rechnungsjahrs noch folgende 
ſtaatliche Heizerkurſe abhalten zu laſſen. 
Abteilung A. 
(Leiter: Ingenieur Spitznas.) 


In Dortmund vom 4. Januar bis 18. Januar 1909, 
A 2 9. Februar 
Ser, 22. Feber 8. März 


Frankfurt a. 19 März 2. April 
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Abteilung B. 
(Leiter: Ingenieur Heinrich.) 


In Peine vom 11. Januar bis 25. Januar 1909, 
- Hannover . .I. Februar 15. Februar 
Breslau = 1. März 15. März 
Reichenbach 22. März 5. April 


Ich erſuche die beteiligten Herren Regierungspräſidenten, das Erforderliche wegen der 
Bekanntgebung und weiteren Vorbereitung rechtzeitig zu veranlaſſen und mir ſpäteſtens 
6 Wochen vor Beginn des Kurſus über die Zahl der gemeldeten Teilnehmer und die end- 
gültig zur Verfügung ſtehenden Unterrichtsräume uſw. zu berichten. 

Im Auftrage. 
III. 8566. Neumann. 


An die Herren Regierungspräſidenten. 
2. Organiſation des Handwerks. 


Betr. Aufſicht über die Innungen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Berlin W. 66, den 3. November 1908. 

In Handwerkerkreiſen ſind Klagen darüber erhoben worden, daß die Innungs⸗ 
aufſichtsbehörden der ihnen obliegenden Fürſorge für das Innungsweſen nicht immer das 
gebührende Intereſſe entgegenbrächten. Auch darüber wird geklagt, daß es bei Ausübung 
des Aufſichtsrechts über die Innungen an der wünſchenswerten Fühlung zwiſchen den 
Aufſichtsbehörden und den Handwerkskammern fehle. 

Sollten derartige Klagen auch im dortigen Bezirke laut geworden ſein und begründet 
erſcheinen, ſo wollen Sie die Ihnen unterſtellten Innungsaufſichtsbehörden veranlaſſen, 
daß ſie ſich, ſoweit dies nicht bereits der Fall iſt, der ihnen auf dem Gebiete des Innungs⸗ 
weſens übertragenen Aufgaben mit Wärme annehmen und dabei, ſoweit tunlich, auch den 
Wünſchen und Anregungen der Handwerkskammern eine wohlwollende Berückſichtigung 
zuteil werden laſſen. 

IV 12 267. Delbrüd. 


An die Aufſichtsbehörden der Handwerkskammern. 


3. Arbeiterverſicherung. 
a) Krankenverſicherung. 
Betr. Verwaltungskoſten der Kraukenkaſſen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 26. Auguſt 1908. 

Nach § 29 Abſ. 2 KBG. dürfen zu anderen Zwecken als den ſtatutenmäßigen Unter⸗ 
ſtützungen, der ſtatutenmäßigen Anſammlung und Ergänzung des Reſervefonds und der 
Deckung der Verwaltungskoſten Verwendungen aus dem Vermögen der Kaſſe nicht erfolgen. 
Da die Aufnahme von Wohnungsenqueten, wie auch in den Entſcheidungen des Ober⸗ 
verwaltungsgerichts vom 13. April 1905 (HM Bl. S. 155) und des Kammergerichts vom 
12. Dezember 1907 (Arb. Verſ. 1908 S. 93) zum Ausdrucke gebracht iſt, nicht zu den Auf 
gaben der Krankenverſicherung gehört, ſo können Aufwendungen für dieſe Zwecke als Ver⸗ 
waltungskoſten nicht angeſehen werden. Hiernach erſuche ich, den Magiſtrat in N. anzu⸗ 
teilen, dem Vorſtande der Ortskrankeukaſſe für den Gewerbebetrieb uſw. zu N. die Ver⸗ 
wendung von Kaſſenmitteln für die Zwecke der Wohnungsenquete bei Vermeidung von 
Ordnungsſtrafe für die Zukunft zu unterſagen. 


W Delbrück. 


An den Herrn Oberpräſidenten in N. 
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b) Invalidenverſicherung. 
Betr. Abänderung der Auweiſung über das Verfahren bei Austellung uſw. von Onittungsfarten, 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 3. November 1908. 

Ziffer VI der Anweiſung, betreffend das Verfahren bei der Ausſtellung und dem Um 
tauſche ſowie bei der Erneuerung (Erſetzung) und der Berichtigung von Quittungskarten, 
vom 17. November 1899 (M. Bl. f. d. i. V. 1900 S. 16) erhält folgende Faſſung: 

„Beſtehen Zweifel über die Verſicherungspflicht, die ſich ohne weitläufige Erhebungen 
nicht beſeitigen laſſen, ſo iſt die Ausſtellung der Quittungskarte zunächſt abzulehnen und 
der Vorſtand der Verſicherungsanſtalt unter Mitteilung der die Zweifel begründenden Um 
ſtände um eine baldige Außerung zu erſuchen. Das gleiche hat zu geſchehen, wenn der 
Antragſteller bereits das fünfzigſte Lebensjahr vollendet hat. 

Iſt der Vorſtand der Verſicherungsanſtalt mit der Ausſtellung der Karte einverſtanden 
oder geht eine Außerung binnen der geſetzten Friſt nicht ein, ſo hat die Ausgabeſtelle die 
Karte auszuſtellen. Widerſpricht dagegen die Verſicherungsanſtalt der Ausſtellung, ſo iſt 
die Sache als Streitigkeit im Sinne der §§ 155, 156 des Geſetzes zu behandeln, kurzer 
Hand an die zur Eutſcheidung zuſtändige Verwaltungsbehörde abzugeben und die endgültige 
Erledigung dieſer Streitigkeit abzuwarten. Je nach dem Ergebniſſe dieſes Verfahrens iſt 
die Ausſtellung der Quittungskarte, ſofern ſie noch nicht erfolgt war, vorzunehmen oder 
endgültig abzulehnen. War die Karte aber bereits ausgeſtellt, ſo iſt nötigenfalls die Ein⸗ 
ziehung der Karte und die Vernichtung der etwa verwendeten Marken nach Maßgabe des 
§ 158 des Geſetzes zu veranlaſſen. 

Wird die Ausſtellung der Karte aus anderen Gründen als wegen beſtehender Zweifel 
über die Verſicherungspflicht endgültig abgelehnt, ſo ſteht dem Antragſteller die Beſchwerde 
im Aufſichtswege zu“. _ 

Sie wollen dieſe Abänderung in einer der nächſten Nummern des Regierungsamts⸗ 
blatts veröffentlichen und den unteren Verwaltungsbehörden je ein Exemplar der Anlage 
aushändigen. 

In Vertretung. 


III 8578. Dr. Richter. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten in Potsdam. 


V. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten. 


Allgemeine Angelegenheiten. 


Betr. gewerbliche Privatſchulen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 23. Oktober 1908. 

In einer mir kürzlich zugegangenen Eingabe wird darauf hingewieſen, daß die Unter- 
nehmer privater Handelsſchulen ſich in weitem Umfange mit der Stellenvermittelung für 
die Schüler und Schülerinnen ihrer Anſtalten befaſſen. Im Anſchluß an meinen Rund 
erlaß vom 15. Februar d. Is. (HMBL. S. 67) erſuche ich Sie daher, bei Prüfung der Ver- 
hältniſſe vorhandener und neu eutſtehender Privathandelsſchulen auf dieſen Umſtand zu achten 
und gegebenen Falls für die Einhaltung der für den Geſchäftsbetrieb der Stellenvermittler 
geltenden Vorſchriften (GewO. $ 34, Erlaß vom 5. März 1907, HMBl. S. 55) Sorge 
zu tragen. 

IV 10598. Delbrück. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 
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